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Liebe Leserin, lieber Leser, 

seit über einem Monat ist die Sommerpause vorbei und ich 
leite wieder Ausschusssitzungen, stimme im Straßburger 
Parlament über Anträge ab und spreche auf Podien in 
Warmisried, München oder Berlin. Höchste Zeit also, Sie 
und euch über meine letzten Aktivitäten zu informieren. 
Wie viele meiner grünen Freundinnen und Freunde habe 
ich mich sehr in Bayern im Wahlkampf engagiert, und auch 
wenn das Ergebnis nicht so ausgefallen, wie wir uns das 
erhofft hatten, blicke ich optimistisch in die Zukunft. Nun 
gilt es, die Kampagne und unsere inhaltlichen Ansätze zu 
analysieren, aus den Fehlern zu lernen und die nächsten 
Ziele in Angriff zu nehmen. Und das sind neben zahlreichen 
Kommunal- und den Landtagswahlen in Brandenburg, 
Sachsen und Thüringen auch die Wahlen zum Europäischen 
Parlament, die im Mai kommenden Jahres stattfinden. 
Darauf bereite ich mich schon jetzt langsam vor, denn eines 
steht außer Frage: Ich möchte mich auch in der 
kommenden Legislaturperiode als Abgeordnete in Brüssel 
für die Menschenrechte stark machen! 

 

 

Viel Spaß beim Lesen des neuen Rundbriefs wünscht 

Barbara Lochbihler 

 

Haager Richter müssen Giftgasangriff in Syrien untersuchen 

Auch im Europäischen Parlament stand immer wieder die katastrophale Lage in Syrien auf dem 
Programm. In einer hitzigen Debatte diskutierten wir in Straßburg am 11. September in 
Anwesenheit der EU-Außenbeauftragen Catherine Ashton über das Thema. Ein militärischer 
Angriff der USA konnte ja zum Glück im letzten Moment abgewendet werden. Aber damit ist 
natürlich auch nicht wirklich viel gewonnen. Das Morden im Land geht weiter und die 
internationale Staatengemeinschaft ist nicht fähig, den Menschenrechtsverletzungen Einhalt zu 
gebieten. Eine einfache Lösung gibt es nicht. Ich habe im Parlament und in öffentlichen 
Stellungnahmen gefordert, dass der Internationale Strafgerichtshof den Giftgasangriff untersucht.  

Vor kurzem sind die ersten der 5000 Flüchtlinge aus Syrien angekommen, die Deutschlands 
Regierung bereit ist, aufzunehmen. Das ist – gelinde gesagt – eine lächerlich kleine Zahl. Über vier 
Millionen Menschen sind innerhalb und außerhalb Syriens auf der Flucht. Angesichts dieser Zahlen 
sollten die EU und im Speziellen Deutschland ihre Tore öffnen, damit Flüchtlinge aus der 
Kriegsregion hier Schutz finden können. Dass dies möglich ist, hat Schweden vorgemacht. Das Land 
hat sich bereit erklärt, allen syrischen Flüchtlingen eine dauerhafte Aufenthaltserlaubnis zu 
erteilen. 

Auch im Menschenrechtsausschuss beschäftigten wir uns mit dem syrischen Krieg. Dort galt die 
Aufmerksamkeit ausschließlich den Opfern. So berichtete die Menschenrechtsaktivistin Farah 
Hwijeh über die Lage der Frauen und Kinder, die der zunehmenden Gewalt in besonderem Maße 
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ausgesetzt sind: Es kommt zu Vergewaltigungen, die als Kriegswaffe eingesetzt werden, vermehrt 
gibt es Zwangs- und Kinderheiraten, auch in Flüchtlingslagern. Zudem hat die weibliche 
Bevölkerung noch größere Schwierigkeiten als die Männer, medizinisch versorgt zu werden.      

  

Restriktive Waffenexportpolitik? 

Es war wohl der letzte Streit, den sich Schwarz-Gelb leistete, bevor die Koalition  zu Ende ging.  Erst 
kündigte die Union an, Rüstungsexporte weiter ausbauen zu wollen, dann konterte Guido 
Westerwelle, die FDP werde an einer „restriktiven Politik“ festhalten. Von welcher restriktiven 
Politik der noch amtierende Außenminister sprach, bleibt wohl sein Geheimnis. Unter Kanzlerin 
Angela Merkel und ihrem Kabinett wurden repressive Regimes wie Saudi-Arabien, Katar oder 
Indonesien bis an die Zähne bewaffnet. Länder wie Bahrain oder Oman stattete man mit 
Überwachungstechnologie aus deutschen Firmen aus, wie auf unserem Onlineportal 
www.frieden2punkt0.de nachzulesen ist: Oppositionelle und friedliche Demonstranten werden mit 
deutscher Überwachungstechnologie bespitzelt und aufgespürt, Zivilisten sterben durch 
Rüstungsgüter „made in Germany“.                                                   

Deutschland ist der drittgrößte Waffenexporteur der Welt. Und nun diskutiert die Regierung 
darüber, ob die wenigen unter Rot-Grün entstandenen Exportrichtlinien noch weiter aufgeweicht 
werden sollen – oder ob man lieber am untragbaren Status 
Quo festhalten soll.  Diese Politik soll fortgeführt werden. Wir 
werden deshalb um so mehr an unseren Forderungen 
festhalten: Deutschland braucht mehr Transparenz bei den 
Exportentscheidungen und eine stärkere Rolle des 
Bundestages; an Menschenrechtsverletzer oder in 
Krisengebiete dürfen keine Waffen geliefert werden! 

 

Iranische Anwältin Sotoudeh aus der Haft entlassen 

Gute Nachrichten sind in der Menschenrechtsarbeit viel zu selten. Aber es gibt sie: Am 18. 
September wurde die iranische Anwältin Nasrin Sotoudeh aus dem berüchtigten Evin-Gefängnis in 
Teheran entlassen! Erst im vergangenen Jahr hatten wir Grünen im Europäischen Parlament uns 
erfolgreich dafür stark gemacht, dass Nasrin Sotoudeh mit dem Sakharov-Preis für geistige Freiheit 
ausgezeichnet wird. Damit verbunden war die Hoffnung, die ursprünglich auf elf Jahre festgelegte 
Haftstrafe durch öffentlichen Druck zu verkürzen. Dass Sotoudeh nun nach bereits zwei Jahren 
entlassen wird, ist ein weiteres Zeichen dafür, dass der Kampf für die Menschenrechte zwar 
mühsam, aber unverzichtbar ist. 

Die Anwältin Sotoudeh befand sich im Gefängnis, weil sie ihre Stimme für jene erhoben hatte, die 
zum Opfer des iranischen Regimes geworden waren: zum Tode verurteilte Minderjährige, 
Menschenrechtsaktivisten, politische Gefangene. Diesen Kampf wird sie hoffentlich im Iran 
weiterführen können. Die Unterstützung des Europäischen Parlaments und der Grünen ist ihr 
dabei jedenfalls sicher. 

Ähnlich wie die burmesische Oppositionelle Aung Sang Suu Kyi, die nach Jahren des Hausarrests in 
diesem Jahr ihren 1990 gewonnen Sakharov-Preis persönlich wird abholen können, dürfen wir nun 

http://www.frieden2punkt0.de/
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auch auf einen Besuch von Nasrin Sotoudeh hoffen. Eine unerwartete, aber umso erfreulichere 
Vorstellung! 

 

Jedes Todesurteil ist eines zu viel  

Am 13. 9. wurden in Indien vier Vergewaltiger zum Tode verurteilt. Keine Frage: Die den 
Angeklagten zur Last gelegte Tat ist ungeheuerlich. Gewalt gegen Frauen ist eine der am weitesten 
verbreiteten Menschenrechtsverletzung und hat eine erschreckend geringe Zahl an 
Untersuchungen und Verurteilungen zur Folge. Eine weitreichende Strafe gegen die Vergewaltiger 
in Indien war deshalb angebracht. 

Die Todesstrafe aber ist eine Menschenrechtsverletzung in sich. Keine noch so grausame Handlung 
rechtfertigt die endgültige Verweigerung des universellen Menschenrechts auf Leben durch den 
Staat. Mehr als zwei Drittel aller Länder teilen diese Ansicht mittlerweile. Sie haben die 
Vollstreckung der Todesstrafe in Gesetz oder Praxis abgeschafft, nicht zuletzt wohl, weil sie die 
kriminalstatistische Unwirksamkeit staatlicher Hinrichtungen erkannt haben. Ich habe die indische 
Justiz aufgefordert, in einem Berufungsverfahren die Todesstrafe in eine Haftstrafe umzuwandeln. 

Aber auch eine hohe Gefängnisstrafe darf kein Ersatz dafür sein, die systematische Gewalt gegen 
Frauen in Indien endlich konsequent anzugehen. Die Regierung muss dafür Sorge tragen, dass das 
gesellschaftliche Klima verändert wird, die Polizei konsequent durchgreift und die weit verbreitete 
Straflosigkeit ein Ende nimmt. Hier muss auch die EU eine aktivere Rolle einnehmen und Regierung 
sowie indische Zivilgesellschaft stärker im Kampf gegen Gewalt gegen Frauen unterstützen. 

 

EMRK: Herzlichen Glückwunsch zum Sechzigsten! 

60 Jahre alt ist die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) jetzt geworden. Anlässlich 
ihres Geburtstages am 3. September habe auch ich gratuliert, denn die Etablierung der EMRK zählt 
zu den wichtigsten institutionellen Schritten, die europäischen Staaten im Einsatz für Bürger- und 
Menschenrechte gegangen sind. Nach den Erfahrungen des Faschismus setzten sie mit der EMRK 
ein deutliches Zeichen für ein freiheitliches und demokratisches Zusammenleben.  

Heute zählen das Versammlungsrecht, das Verbot der Folter und der Sklaverei oder das Recht auf 
ein faires Verfahren zu den Grundlagen unserer Gesellschaften – und dank des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte hat jede Bürgerin und jeder Bürger die Möglichkeit, diese 
Rechte einzuklagen. Auch im Menschenrechtsausschuss arbeiten wir in diesem Thema sehr 
konstruktiv und eng mit dem Europarat zusammen. Diese Kooperation wird noch intensiver 
werden, wenn die EU endlich der EMRK beigetreten ist.  

Doch alle Erfolge können nicht darüber hinwegtäuschen, dass sich viele Regierungen nur begrenzt 
an die Vorgaben der Konvention halten. Weiterhin werden in Russland und der Türkei 
Oppositionelle gewaltsam verfolgt und kritische Journalisten angegriffen. Und weiterhin leiden 
Flüchtlinge in europäischen Staaten unter Diskriminierung und rassistischen Angriffen. Der 
Geburtstag war also auch ein guter Anlass, die Regierungen daran zu erinnern, ihre in der 
Konvention festgeschriebenen Verpflichtungen ernst zu nehmen. 
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Indische Aktivisten, israelische Diplomaten und bosnische Frauen 

Kaum ein Tag vergeht in Brüssel, an dem ich mich nicht mit interessanten Menschen treffe, die 
über ihre Arbeit oder die meist schwierige Situation in ihrer Heimat berichten. Nur die wenigsten 
finden in meinen Newslettern Erwähnung, doch zumindest von einigen möchte ich 
zusammenfassend berichten. So traf ich mich mit Vertretern der israelischen Botschaft, um über 
die Lage in Syrien zu diskutieren. Zugleich sprach ich bei diesem Meeting die Lage der Beduinen in 
Israel an, deren Rechte bis heute missachtet und die nicht in die Gesellschaft integriert werden. 

In einem Treffen mit der NGO International Dalit Solidarity Network sprachen wir über die 
Notwendigkeit, die Diskriminierung aufgrund des Kastensystems insbesondere in Indien zu 
bekämpfen. Durch ihren gesellschaftlichen Status als Unberührbare werden die Dalits 
wirtschaftlich und sozial ausgegrenzt sowie sexuell angegriffen. Nur 2,48 Prozent der Straftaten 
gegen die Dalits werden bestraft. Die Gesetze zum Schutz der Menschenrechte dieser 
Bevölkerungsgruppe müssen unbedingt konsequenter umgesetzt und erweitert werden. 

Ein Gespräch mit der Frauensektion des Verbandes der ehemaligen Lagerhäftlinge im Kanton 
Sarajewo hat mir noch einmal vor Augen geführt, wie Frauen während des Bosnienkrieges Opfer 
systematischer Vergewaltigung geworden sind. Die Frauen werden noch heute vom Staat im Stich 
gelassen, obwohl die UN-Resolution 1325 explizit vorsieht, dass die weibliche Bevölkerung in 
Nachkriegsgesellschaften in besonderer Weise unterstützt werden müssen. Weiterhin sind die 
Bosnierinnen auf selbst initiierte Projekte angewiesen. Ich werde mich im Parlament und 
gegenüber der Kommission dafür stark machen, dass die Frauen ihrem Einsatz zur Überwindung 
von Traumata, aber auch in ihren Projekten zur beruflichen Ausbildung unterstützt werden.       

 

Ungewisse Zukunft im Kreuzberger Flüchtlingscamp 

Zusammen mit der Berliner Grünen-Abgeordneten 
Canan Bayram besuchte ich am 28. August das 
Flüchtlingscamp auf dem Kreuzberger Oranienplatz. Wir 
sprachen dort mit Flüchtlingen, die aus Libyen über 
Lampedusa nach Berlin gekommen sind. Natürlich 
unterstütze ich deren Forderung, dass sie sich in Europa 
frei bewegen können und hier arbeiten dürfen. In Italien 
erhielten sie Papiere, die den Flüchtlingsstatus 
garantieren. Doch danach wurde sie aufgefordert, das 
Land Richtung Norden zu verlassen.  

Nach den Wahlen droht dem Camp jetzt 
möglicherweise die Räumung. Auf der politischen 
Ebene macht Berlins CDU-Innensenator Henkel 
jedenfalls bereits Druck, während die grüne 
Bezirksbürgermeisterin Monika Hoffmann das Zeltlager 
verteidigt. Aber auch für den Fall, dass die Flüchtlinge 
bleiben können, erwartet sie eine schwierige Zeit: 
Schon den letzten Winter haben einige von ihnen auf 

Angeregte Gespräche auf dem Berliner Oranienplatz 
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dem Oranienplatz verbracht, nun steht die nächste kalte Zeit bevor. Sie wollen nicht von Almosen 
abhängig sein, sondern fordern eine staatliche Unterstützung, die ihnen zustehe.  

Sehr angeregt diskutierten wir über die Frage, ob allein Europa bzw. die EU für ihre Situation 
verantwortlich sei. Schließlich hätten die Europäer Libyen bombardiert und damit ihre 
Lebensgrundlage als Arbeitsmigranten im Gaddafi-Regime zerstört. Auch darüber hinaus seien die 
Europäer Schuld am afrikanischen Elend. Daran ist sicher einiges richtig, aber dennoch musste ich 
darauf hinweisen, dass auch afrikanische Eliten eine große Verantwortung für die katastrophale 
ökonomische und humanitäre Situation in vielen Staaten des Kontinents tragen. 

 

Dual-Use-Export: Wikileaks bestätigt meine Vorwürfe  

Von Wikileaks veröffentlichte Unterlagen bestätigen erneut, dass autoritäre Regime weltweit mit 
Überwachungstechnologien aus Europa und sehr oft auch aus Deutschland beliefert wurden. Mit 
unserer Kampagne „Frieden 2.0“ mache ich gemeinsam mit dem Grünen-
Bundestagsabgeordneten Konstantin von Notz seit längerem auf dieses Problem aufmerksam. 
Wikileaks berichtet nun von Firmen wie Trovicor, Utimaco oder der Gamma Group, die auch wir 
schon seit einiger Zeit im Blick haben.  

Auf einer Veranstaltung in München im Juni zu diesem Thema hat sich im Gespräch mit Experten 
gezeigt, wie häufig Menschenrechte mit dem Einsatz solcher Technologien verletzt werden. 
Christian Mihr, Geschäftsführer von Reportern ohne Grenzen, machte damals klar, dass 
Überwachungstechnologie in den Händen von autoritären Herrschern nicht zum Schutz, sondern 
zur Verfolgung  von Bürgern eingesetzt wird. Wenn wir demokratische Bewegungen unterstützen, 
die Menschenrechtssituation verbessern und autoritäre Regime in ihre Schranken weisen wollen, 
müssen wir dafür sorgen, dass dieser Export besser kontrolliert wird.  

Macht mit bei unserer Kampagne unter http://www.frieden2punkt0.de/  

 

Folgen der EU-Agrarreform für das Allgäu 

Zusammen mit meinem Kollegen aus dem Europaparlament, dem agrarpolitischen Sprecher 
Martin Häusling, sowie meiner bayrischen Parteifreundin und Vorsitzenden der Grünen Bayern, 
Theresa Schopper, lud ich nach Pfronten ein, um die Folgen der EU-Agrarreform für das Allgäu zu 
diskutieren.  

Durch die Rahmenbedingungen der im Juni in Brüssel verabschiedeten EU-Agrarreform ergeben 
sich für das Ostallgäu große Herausforderungen. Das Ostallgäu ist einer von 17 deutschen 
Landkreisen, der seine Subventionen hauptsächlich über die sogenannte zweite Säule, also die 
Förderung des ländlichen Raums, bezieht. Es wird von den besonders starken Kürzungen dieser 
Mittel, die Kanzlerin Merkel beim Finanzgipfel akzeptiert hat, betroffen sein. Kritisch zu betrachten 
ist auch das Subventionssystem, das nicht zwischen Hofgrößen unterscheidet. Eine von uns Grünen 
geforderte Obergrenze für Direktzahlungen, die dieser ungleichen Verteilung Einhalt geboten 
hätte, wurde im Europäischen Parlament mit einer Mehrheit von gerade einmal zwei Stimmen 
abgelehnt. 

 

http://www.frieden2punkt0.de/
http://www.frieden2punkt0.de/
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Diskutiert haben wir auf der Veranstaltung auch über das geplante Freihandelsabkommen 
zwischen der EU und den USA. Dieses wird hinter verschlossenen Türen verhandelt, ohne dass das 
Europäische Parlament oder zivilgesellschaftliche Organisationen darauf Einfluss nehmen können. 
Die Folgen für die europäische Landwirtschaft sowie die Verbraucherinnen und Verbraucher 
könnten bei einer Öffnung gravierend ausfallen. Waren, die wie gentechnisch veränderte Produkte, 
Chlorhühnchen oder geklontes Fleisch in der EU verboten sind, könnten nach Europa gelangen. 

 

"Allgäuerinnen": Die Lesereise geht weiter 

Im Juni habe ich hier über die erste 
"Allgäuerinnen"-Lesung in 
Memmingen berichtet. Mittlerweile 
bin ich mit dem Buch schon viel in 
Bayern herumgekommen und jeder 
einzelne Termin hat mir große Freude 
bereitet. Stationen der Lesereise 
waren bisher Wertingen, Buchloe, 
Wiggensbach, Sonthofen, Liebenthan, 
Füssen, Aschau, München und 
Warmisried. Jedes Mal wurden 
unterschiedliche Kapitel und Aspekte 
beleuchtet, und immer traf ich vor Ort 
auf engagierte Organisatorinnen und 
Organisatoren sowie  eine 
interessierte Zuhörerschaft. Ich 

möchte mich ganz herzlich bei allen bedanken, die die Lesungen ermöglicht und mitgestaltet 
haben!  

Momentan laufen die Planungen für die kommenden Termine. Sobald diese stehen, werden sie auf 
dem dazugehörigen Blog veröffentlicht werden. Dort kann man sich über Neuigkeiten und 
Hintergründe informieren: http://www.wir-allgaeuerinnen.de 

 

Veranstaltungen: 

14. November 2013: "Recht auf Bildung für Mädchen", Veranstaltung zum  
Sakharov-Preis, Europäisches Parlament Informationsbüro in München 
 
17. November 2013: "Frauen aus Krisengebieten", Veranstaltung zum Tag  
gegen Gewalt gegen Frauen, Ort: mein Regionalbüro in Kaufbeuren,  
Ludwigstr. 38 
 
28. November 2013 : "Frauenrechte in Afghanistan und Iran", Ort:  
Annakirche in der Annastraße, Aachen 

 

Mit der grünen Kreisrätin Doris Kienle (li.), meinem Vetter Manfred 
Guggenmos und Maria Wißmiller (re.) beim Warmisrieder Publikum 

http://www.wir-allgaeuerinnen.de/
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Press Corner: 

„Roma und Bildung: Raus aus der Sackgasse“, ein Beitrag der Deutschen Welle vom 25. September: 
http://www.dw.de/roma-und-bildung-raus-aus-der-sackgasse/a-17114759 

„Ein halbes Jahrhundert Haft“, ein Artikel im Rhein-Neckar-Nachrichtenportal Morgenweb vom 26. 
September: http://www.morgenweb.de/nachrichten/politik/ein-halbes-jahrhundert-haft-
1.1219619 

“50 Jahre Haft für Diktator”, ein Artikel aus der Mainpost vom 26. September: 
http://www.mainpost.de/ueberregional/politik/zeitgeschehen/50-Jahre-Haft-fuer-
Diktator;art16698,7700489 

“EP hails Iran pres. Remarks on reforms as “positive, encouraging”, ein Beitrag der Kuweit News 
Agency vom 26. September, 
http://www.kuna.net.kw/ArticleDetails.aspx?id=2335799&language=en 

 „Ja, wir schaffen das schon“, ein Artikel der Mindelheimer Zeitung vom 23. September über eine 
Lesung aus meinem Allgäuerinnen-Buch  

Iran, EU hails release of 2012 Sakharov prizewinner Nasrin Sotoudeh, Article from Agence Europe, 
20 September 2013  

“Koalition streitet über Rüstungsexporte”, Artikel im Berliner Tagesspiegel vom 19. September  

How the European Union is Failing Syrians Refugees, Artikel auf Mintpress News vom 16. 
September  

Die Zukunft liegt in der Vielfalt, ein Artikel in der Mindelheimer Zeitung vom 7. September, 
http://www.augsburger-allgemeine.de/dillingen/Die-Zukunft-liegt-in-der-Vielfalt-id26933576.html 

Sweden opens door to Syrian Refugees, ein Beitrag der Deutschen Welle vom 7. September, 
http://www.dw.de/sweden-opens-doors-to-syrian-refugees/a-17072567 

In Surprisingly Bold Move, Sweden Offers Permanent Residency to all Syrians, Beitrag auf dem 
Online-Portal policymic vom 7. September, http://www.policymic.com/articles/63489/in-
surprisingly-bold-move-sweden-offers-permanent-residency-to-all-syrian-refugees 

Dulden oder räumen? Erstmal abwarten. Artikel im Tagesspiegel vom 29. August 2013 über 
meinen Besuch des Flüchtlingscamps auf dem Berliner Oranienplatz  

"Wie Sklaven behandelt", ein Interview des RBB-Inforadios vom 20. August 2013  

 

 

http://www.dw.de/roma-und-bildung-raus-aus-der-sackgasse/a-17114759
http://www.morgenweb.de/nachrichten/politik/ein-halbes-jahrhundert-haft-1.1219619
http://www.morgenweb.de/nachrichten/politik/ein-halbes-jahrhundert-haft-1.1219619
http://www.mainpost.de/ueberregional/politik/zeitgeschehen/50-Jahre-Haft-fuer-Diktator;art16698,7700489
http://www.mainpost.de/ueberregional/politik/zeitgeschehen/50-Jahre-Haft-fuer-Diktator;art16698,7700489
http://www.kuna.net.kw/ArticleDetails.aspx?id=2335799&language=en
http://www.augsburger-allgemeine.de/mindelheim/Ja-wir-schaffen-das-schon-id27110637.html#/votingDistricts-vote1-s9-wk257
http://www.augsburger-allgemeine.de/mindelheim/Ja-wir-schaffen-das-schon-id27110637.html#/votingDistricts-vote1-s9-wk257
http://barbara-lochbihler.de/cms/upload/PDF_2013/AE.pdf
http://barbara-lochbihler.de/cms/upload/PDF_2013/AE.pdf
http://www.tagesspiegel.de/politik/koalition-streitet-ueber-ruestungsexporte/8811972.html
http://www.mintpressnews.com/how-the-european-union-is-failing-syrias-refugees/169055/
http://www.mintpressnews.com/how-the-european-union-is-failing-syrias-refugees/169055/
http://www.augsburger-allgemeine.de/dillingen/Die-Zukunft-liegt-in-der-Vielfalt-id26933576.html
http://www.dw.de/sweden-opens-doors-to-syrian-refugees/a-17072567
http://www.policymic.com/articles/63489/in-surprisingly-bold-move-sweden-offers-permanent-residency-to-all-syrian-refugees
http://www.policymic.com/articles/63489/in-surprisingly-bold-move-sweden-offers-permanent-residency-to-all-syrian-refugees
http://www.tagesspiegel.de/berlin/camp-am-oranienplatz-dulden-oder-raeumen-erst-mal-abwarten/8708888.html
http://www.tagesspiegel.de/berlin/camp-am-oranienplatz-dulden-oder-raeumen-erst-mal-abwarten/8708888.html
http://www.inforadio.de/dossier/stationen_einer_flucht/193469.html

